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Staat und Recht im Imperialismus
Der Kampf um die Tarifautonomie 
in der BRD
Prof. Dr. sc. MANFRED PREMSSLER,
Institut für internationale Studien 
der Karl-Marx-XJniversität Leipzig

In der BRD wird in jüngster Zeit das Thema “Tarifautono
mie und Arbeitskampf“ erneut kontrovers diskutiert. An
laß dafür ist die offenkundige Absicht der Bundesregierung 
— die von den sie tragenden politischen Parteien und den 
Unternehmerverbänden bedrängt wird, wobei innere Ge
gensätze und unterschiedliche Interessen innerhalb der Bour
geoisie nicht übersehen werden dürfen —, den Einsatz der 
Aussperrung zu erweitern, die Rechtmäßigkeit von Warn
streiks neu und in einengender Weise zu beurteilen und zu
künftig durch Streik und Aussperrung in anderen Tarifge
bieten mittelbar betroffenen Arbeitern und Angestellten die 
Zahlung von Arbeitslosen- und Kurzarbeitergeld zu verwei
gern, wenn der umkämpfte Tarifvertrag auch für sie Modell
oder Signalcharakter haben kann. Zu diesem Zweck soll 
§ 116 des Arbeitsförderungsgesetzes vom 25. Juni 1969 (BGBl. I 
S. 582), der den „Neutralitätsgrundsatz bei Arbeitskämpfen“ 
regelt, neu gefaßt werden.

In seiner Auseinandersetzung vor allem mit einem diese 
Absicht der Bundesregierung unterstützenden Gutachten des 
ehemaligen Präsidenten des Bundesarbeitsgerichts, Prof. 
Dr. Gerhard M ü l l e r ,  über „Arbeitskampf und Arbeits
kampfrecht, insbesondere die Neutralität des Staates und 
verfahrensrechtliche Fragen“ kommt der (West-)Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) zu dem Ergebnis, daß diese rechts
politischen Vorschläge das den Gewerkschaften verbürgte 
Koalitionsbestands- und Koalitionsbetätigungsrecht — und 
damit auch das Recht auf Tarifautonomie — in schwerer 
Weise verletzen. 1

Der neue Angriff auf die Tarifautonomie gibt Veranlas
sung, die Bedeutung und das Funktionieren dieses Arbeiter
rechts in der BRD näher zu untersuchen.

Wesen, Bedeutung und rechtliche Regelung 
der Tarifautonomie

Unter Tarifautonomie verstehen wir das Recht der Gewerk
schaften, mit den Unternehmern oder Unternehmerverbänden 
als Tarifvertragsparteien konkrete Fragen der Gestaltung 
der Arbeitsverhältnisse autonom zu regeln. Regelungsgegen
stand sind vor allem der Lohn (Lohnabkommen, Lohntarif
verträge), die Wochenarbeitszeit und mit dem Inkrafttreten 
der Vorruhestandsregelung 1984 auch in gewisser Weise die 
Lebensarbeitszeit, der Urlaub, Fragen der Kündigung, die 
Lohnnebenleistungen und die sozialen Sicherungen, darunter 
auch die Rationalisierungsschutzabkommen (Manteltarifver
träge). Die im Tarifvertrag getroffenen Vereinbarungen sind 
rechtlich durchsetzbar. Da der bürgerliche Staat im allge
meinen nur Rahmenbedingungen für die Gestaltung der Ar
beitsbeziehungen setzt, sind die Tarifverträge eine der wich
tigen Rechtsquellen des bürgerlichen Arbeitsrechts. Eine 
dritte Seite darf in diese Verträge nicht eingreifen; für ihre 
Rechtswirksamkeit bedürfen sie auch keiner staatlichen Ge
nehmigung.

Die Tarifautonomie kann die Positionen der Arbeiter
klasse stärken. Eine kollektive Regelungsbefugnis der Ge
werkschaften für ein Tarifgebiet hat allemal ein höheres Ge
wicht bei der Durchsetzung ökonomischer und sozialer For
derungen als Vereinbarungen, die die Werktätigen eines Be
triebes oder gar einzelne Werktätige abschließen. inwie
weit dieses Recht tatsächlich für die Durchsetzung der In
teressen der Arbeiterklasse von Nutzen ist, hängt jedoch im 
entscheidenden Maße davon ab, ob sich die Gewerkschaften 
auch hier als „Sammelpunkte des Widerstands gegen die Ge
walttaten des Kapitals“ und als „Hebel zur schließlichen Be
freiung der Arbeiterklasse“ verstehen.1 2 Dabei steht die Ta
rifautonomie im unmittelbaren Zusammenhang mit ande
ren Grundrechten, insbesondere mit dem Koalitions- und 
dem Streikrecht. Jede bessere Durchsetzung des einen Rechts 
wirkt sich positiv auf die Durchsetzung der anderen Rechte 
aus. Umgekehrt ist jeder Angriff auf das eine Recht zugleich 
ein Angriff auf die anderen.

Das Recht auf Tarifautonomie wurde der Bourgeoisie in

harten Klassenauseinandersetzungen abgerungen. Seine Be
deutung liegt vor allem darin, daß Tarifauseinandersetzun
gen das entscheidende Feld bilden, auf dem Klassenorganisa
tion, Klassenaktion und Klassenbewußtsein sich am ehe
sten entwickeln, und daß am Ende dieser Auseinanderset
zungen tarifliche Regelungen stehen können, die die materiel
len Arbeite- und Existenzbedingungen der Arbeiterklasse 
verbessern.

Mit Hilfe des Rechts auf Tarifautonomie konnten in der 
BRD in den vergangenen Jahrzehnten bis Ende der 70er Jahre 
in allen Regelungsbereichen Verbesserungen erzwungen wer
den. Das betraf vornehmlich Lohnerhöhungen, Verlängerung 
der Urlaubszeit, größeren Schutz bei Rationalisierungen, Ver
besserung der Arbeitsbedingungen sowie die Ausweitung 
sog. Lohnnebenleistungen und betrieblicher Sozialleistungs
systeme. Dieser Prozeß verlief aber alles andere als kon
tinuierlich. Rückschläge gab es insbesondere in Zeiten zy
klischer Krisen. Mit Beginn der 80er Jahre erhielt die Tarif
politik eine andere Stoßrichtung. Die erneut hereingebrochene 
Weltwirtschaftskrise, eine als „Angebotsökonomie“ bezeich- 
nete Wirtschaftskonzeption der herrschenden Kräfte — die 
stark auf die „Selbstheilungskräfte“ des kapitalistischen 
Marktes setzt und in deren Folge die Verteilungsproportionen 
des Nationaleinkommens zugunsten der Profite und der Ka
pitalakkumulation und zu Lasten der Löhne und der kon
sumtiven Ausgaben verändert wurden —, ergänzt durch einen 
rigorosen Sozialabbau, sowie die militärische Hochrüstung 
stellen die Arbeiterklasse der BRD, die Arbeitslosen wie die 
Beschäftigten, vor eine grundsätzlich neue Situation. Heute 
setzen die demokratischen Kräfte die Tarifautonomie vor 
allem dafür ein, den Generalangriff der Monopole auf den 
sozialen Besitzstand zu stoppen, deren weitergehende Ziel
vorstellungen nicht aufgehen zu lassen und die gewerkschaft
liche Initiative wiederzugewinnen.

Gleichwohl darf nicht übersehen werden, daß die Tarif
autonomie bei einem bestimmten Grad ihrer Einschränkung 
und Verrechtlichung — und dieser Grad ist in allen ent
wickelten kapitalistischen Ländern und besonders in der 
BRD gegeben — durchaus auch im Interesse der Monopol
bourgeoisie liegen kann. Die Tarifautonomie ist für die Dok
trin der Sozialpartnerschaft besonders anfällig, so daß sie, 
falls edn solcher Einbruch gelingt, nicht nur beträchtlich 
an Wirkung einbüßt, sondern in ihrem Wesensgehalt gene
rell in Frage gestellt ist. Zum anderen sichern sich bei den 
Tarifverhandlungen die einflußreichsten und stärksten JViono- 
polvertreter auf Grund ihrer Stimmenmajorität in den Mo
nopolverbänden überschaubare und durch sie festgelegte Ka
pitalverwertungsbedingungen, die es ihnen ermöglichen, im 
Konkurrenzkampf besser zu bestehen und den Interessenkon
flikt innerhalb der Bourgeoisie zu ihren Gunsten zu lösen. 
Schließlich kann der bürgerliche Staat in den tariflichen Klas
senauseinandersetzungen im Hintergrund bleiben, was den 
Anschein erwecken soll, als handele es sich bei den Tarifver
trägen um Verträge zwischen gleichen Partnern.

Deswegen muß einer Überbewertung der Tarifverträge 
und ihrer Stellung im bürgerlichen Arbeitsrecht entschieden 
entgegengetreten werden. Behauptungen bürgerlicher Arbeits- 
rechtler der BRD3, daß die auf der Ebene des Individual
arbeitsvertrags lediglich formale Gleichstellung von Werk
tätigen und Unternehmern mit Hilfe des Tarifrechts in eine 
tatsächliche Chancengleichheit bei der Gestaltung der Ar
beitsbedingungen umgewandelt worden sei, entsprechen nicht 
der Wirklichkeit. Das Gegenteil ist der Fall: Die politische und 
ökonomische Macht der Unternehmer kann mit dem Abschluß 
von Tarifverträgen in ihren Grundfesten nicht gebrochen, 
sondern nur in gewisser Weise eingeschränkt werden.

In der BRD ist das Rechtsinstitut der Tarifautonomie 
durch Art. 9 Abs. 3 des Grundgesetzes (GG) verfassungsrecht
lich geschützt und durch das Tarifvertragsgesetz (TVG) vom 
9. April 1949 i. d. F. der Bekanntmachung vom 25. August 1969 
(BGBl. I S. 1323) konkretisiert. Das TVG enthält Vorschrif
ten über Inhalt und Form der Tarifverträge, über Tarifver
tragsparteien, über die Wirkung der Rechtsnormen sowie

1 Die Stellungnahmen des DGB zu dem Gutachten sind abgedruckt 
in: R. Wahsner u. a., „Heuern und Feuern“ — Arbeitsrecht nach 
der Wende, Hamburg 1985, S. 227 if.

la In der BRD werden jährlich mehr als 5 000 Tarifverträge abge
schlossen.

2 K. Marx, „Lohn, Preis und Profit“, in: Marx/Engels, Werke, Bd. 16, 
Berlin 1968, S. 152.

3 Vgl. Bundestags-Drucksache ѴІ/3080, S. 176.


